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AUS DEN NZZ-BLOGS

Der erotische
Imperativ
MILOSZ MATUSCHEK: «Geisteskraft und erotische
Strahlkraft gehen nicht immer Hand in Hand.
Doch keine Regel ohne Ausnahme: Kant war ein
wilder Feger. Der französische Philosoph Jean-
Baptiste Botul (1896–1946) widmete dem sexu-
ellen Leben Kants eine Vorlesungsreihe. Er hin-
terliess uns auch eine Erklärung darüber, wie
sich Philosophen fortpflanzen: Sie penetrieren
nicht, sondern ziehen sich zurück. Der Rückzug
hat einen Namen: Melancholie. – Allen Neo-,
Pseudo-, Retro- und Eroto-Kantianern sehr zu
empfehlen: Botul, Jean-Baptiste, La vie sexuelle
d’Emmanuel Kant, Mille et une nuits, 2000.»

DR. STRANGELOVE – Das Geschlechter-Blog der NZZ
nzz.ch/meinung/blogs/drstrangelove

Zuspitzung im Nahen Osten

Bitte die Karten auf den Tisch legen

Die Lage um Jerusalem eskaliert, man raunt
von einer dritten Intifada. Die palästinensi-
schen und israelischenRegierungschefs schie-
ben reflexartig den andern die Schuld zu, in-
szenieren sich als Opfer, sind allerdings vor
allem mit ihrem politischen Überleben be-
schäftigt. Höchste Zeit für ein paar grundsätz-
liche Überlegungen.

Die einzelnen Gewalttaten, so schrecklich
sie sind, sind nur verständlich, wenn man sie
als Symptome auffasst. Das eigentliche Pro-
blem ist, dass esmomentan nicht den leisesten
Hauch einer politischen Perspektive gibt.
Wenn der israelische Regierungschef Netan-
yahu nicht mehr an die Zweistaatenlösung
glaubt, soll er das offen deklarieren; aber
dann bitte schön auch erklären, was seiner
Meinung nach die Alternative wäre. Eine
Einstaatenlösung? Wie sollte ein solches
Land weiterhin sowohl jüdisch wie auch
demokratisch sein? Denn Netanyahu wird ja

nicht müde, den jüdischen Charakter des
Staates Israel zu betonen und von den Palästi-
nensern auch zu fordern, diese Eigenart anzu-
erkennen. Aber ein Staat, der die Palästinen-
ser einschliesst und ihnen die vollen demokra-
tischen Bürgerrechte verleiht, wäre eben
nicht mehr jüdisch. Er bedeutete einen Ab-
schied vom zionistischen Projekt. Betrachtet
man die derzeitigen Bevölkerungszahlen, die
demografischeEntwicklung und rechnet noch
zurückkehrende palästinensische Flüchtlinge
hinzu, wären die Juden bald in derMinderheit
in Israel. Ist es wirklich das, was Netanyahu
vorschwebt? Würde man den Palästinensern
hingegen die vollen Bürgerrechte vorenthal-
ten, wäre dieser Staat nicht mehr demokra-
tisch. Hat Netanyahu eine solche Zweiklas-
sengesellschaft imKopf?Wohlan, dann soll er
die Karten auf den Tisch legen.

Oder glaubt er doch weiterhin an eine
Zweistaatenlösung, wie er gelegentlich ver-
sichert? Dann soll er den Siedlungsbau stop-
pen und ernsthafte Verhandlungen aufneh-
men. Oder glaubt er ernstlich, man könne den
Status quo dauerhaft aufrechterhalten, ohne
Aufbegehren, ohne Aufstand?

Dasselbe gilt für die Gegenseite. Was
meint Palästinenserpräsident Abbas, wenn er

das Osloer Friedensabkommen für nichtig er-
klärt? Was will er genau? Im Moment ist
offensichtlich niemand an einer ernsthaften
Lösung interessiert. Die Betonköpfe auf bei-
den Seiten profitieren von den Spannungen,
die israelischen Hardliner und die Hamas
spielen sich in die Hände. Das Hickhack um
den Tempelberg ist sinnlos. Sobald etwas als
heilig gilt, gibt es keine Kompromisse. Eine
Lösung für dieses heikle Problem sollte am
Ende von Verhandlungen stehen, nicht am
Anfang. Solange die Palästinenser keinenAn-
reiz für eine friedliche Beilegung des Kon-
flikts haben, werden sie sich publikumswirk-
same Schaukämpfemit den Israeli an symbol-
trächtigen Orten liefern.

Die Grossmächte sind momentan ander-
weitig beschäftigt. Das kann auch eine
Chance sein.Wenn sich dieWeltöffentlichkeit
kaum noch für das Empörungstheater im
Nahen Osten interessiert, werden Israeli und
Palästinenser vielleicht eines Tages auf sich
selber zurückgeworfen. Und realisieren, dass
ihnen – egal, was gestern war, egal, wie böse
der andere ist – auf lange Sicht doch nichts
anderes übrig bleibt, als sich zusammenzurau-
fen und sich Gedanken über eine produktive
Koexistenz zu machen.

Ein Museumsquartier weckt Hoffnungen

Lausanne kann nur gewinnen

Das Ganze ist mehr als die Summe seiner
Teile. Diese Prämisse liegt dem Museums-
quartier zugrunde, das auf einer Industrie-
brache der SBB beim Bahnhof Lausanne ent-
steht. Schliesslich wird auf dem «pôle mu-
séal» kein neues Museum eröffnet, sondern
es wird auf Bestehendes gesetzt. Die drei Kul-
turstätten, die ab 2018 in zwei Neubauten ein-
ziehen werden, existieren mit Ausnahme des
Designmuseums schon lange: Das kantonale
Kunstmuseum ist imPalais deRumine auf der
Place de la Riponne untergebracht, das
Designmuseum Mudac hat seinen Standort
direkt neben der Kathedrale, und das Foto-
museum Elysée logiert in einem schmucken
Herrenhaus mit Seesicht.

Nur wenn es gelingt, nach demUmzug ins-
gesamt mehr Besucher anzulocken als bis an-
hin, hat sich die Investition von 180 Millionen
Franken gelohnt. Nur wenn künftig mehr

Tickets verkauft werden als heute, wird der
«pôle muséal» den Hoffnungen gerecht, die
von der Politik und den Direktoren der drei
Museen geweckt werden.

Auf den ersten Blick erscheint die An-
nahme verwegen, dass eine Bündelung des
musealen Angebots die Eintrittszahlen beflü-
geln wird. Wer besucht schon drei Ausstellun-
gen hintereinander? Und liegt nicht gerade in
der räumlichen Verteilung der Museen der
Reiz einer Stadt? Fest steht: Ist eine Kultur-
stätte legendär genug, pilgern die Besucher
auch ans Ende der Welt. Keines der drei Lau-
sanner Museen kann indes von sich behaup-
ten, Weltruhm zu geniessen – auch wenn
namentlich das Fotomuseum Elysée inter-
national wahrgenommen wird.

Entsprechend bringt die Wohngemein-
schaft der dreiMuseen auf demgleichenAreal
in der Tat einen Mehrwert – vor allem an die-
sem Standort. 35 Millionen Zugreisende pas-
sieren bei der Einfahrt in den Bahnhof Lau-
sanne jährlich den künftigen «pôle muséal».
Sie werden denNamen derWaadtländer Kan-
tonshauptstadt bald einmal mit den augenfäl-
ligen Fassaden der neuen Museumsbauten
assoziieren. Ein besseres Schaufenster kann

sich keine Kulturstadt wünschen. Vor allem
nachts wird die v-förmige Fensterfront des
Foto- und des Designmuseums die Blicke auf
sich ziehen. Es sei die Annahme gewagt, dass
sich unter den 35MillionenPassagierenArchi-
tektur- und Kunstliebhaber befinden werden,
die aus reiner Neugier in Lausanne aussteigen
und den «pôle muséal» erkunden wollen –
auch wenn sie noch nie etwas von einem
Museum namens Mudac gehört haben.

In den Leserbriefspalten von Westschwei-
zer Zeitungen wurde bemängelt, die Nähe
zum Bahnhof sei ein Minuspunkt: Es sei zu
befürchten, dass die Touristen lediglich den
«pôle muséal» besuchen, den Rest der Stadt
aber links liegenlassen würden. Diese Ängste
sind nicht gänzlich unbegründet. Es gilt je-
doch in Erinnerung zu rufen, wie wichtig beim
Besuch einer Stadt der erste Eindruck ist.Wer
heute auf den Bahnhofplatz von Lausanne
tritt, hat wenig Lust, hier zu verweilen. Das
Ganze gleicht einem langgezogenen Kreisel,
und abgesehen vomBahnhofbuffet gibt es auf
der Nordseite der Gleise kaum einladende
Orte zum Verweilen. Das Museumsviertel
wird das Bahnhofsquartier massiv aufwerten.
Dies allein ist ein Gewinn.

OUT OF AFRICA

Vom Fliehen und
vom Ausharren
Von RUEDI LÜTHY

Die Nachrichten über den Flüchtlingsstrom nach Europa
haben mich in Harare mit etwas Verspätung erreicht. Die
simbabwischen Medien beschäftigen sich fast nur mit
innenpolitischen Angelegenheiten, und um im Internet
Schweizer Zeitungen zu lesen, fehlt mir leider oft die Zeit.

Es macht mich traurig zu sehen, welche Tragödien sich
zurzeit abspielen: Menschen, die keinerlei Möglichkeit
mehr sehen, im eigenen Land zu bleiben, lassen auf der
Suche nach einem besseren Leben alles zurück – ihre
Häuser, ihren Boden, ihre Lieben – und riskieren dabei
das eigene Leben und das ihrer Kinder. In den wenigen
Äusserungen von afrikanischen Regierungsvertretern zur
Flüchtlingssituation, die ich mitbekommen habe, steht
hingegen nicht das Leid der Menschen im Vordergrund,
sondern die Frage nach der Schuld Europas und der
USA. Europäer und Amerikaner, die versuchen, ihre
eigene Vorstellung von Demokratie und Recht in
Ländern mit anderen Traditionen «aufzuzwingen»,
werden hierzulande äusserst kritisch betrachtet. Das
überrascht nicht angesichts der tiefen Spuren, die die
Kolonialisierung hinterlassen hat.

Auch hier flüchten die Menschen auf der Suche nach
einem besseren Leben: Über drei Millionen Simbabwer
haben das Land in den letzten Jahren verlassen – ein
unglaublicher Verlust an fachlichem Know-how, von den
menschlichen Tragödien ganz zu schweigen. Genügend
Geld, um das Land zu verlassen, haben jedoch nur die
allerwenigsten. Die grosse Mehrheit bleibt und kämpft
täglich ums nackte Überleben.

Zudem gibt es hier keine «Kultur des Aufbegehrens».
Es herrschen traditionell-autoritäre Strukturen, welche
kein Recht auf persönliche Selbstverwirklichung in
unserem Sinne vorsehen. Der «Chief», der Familien-
oberhaupt, Priester oder Politiker sein kann, hat das
Sagen. Deswegen wird gegen Missstände nicht viel unter-
nommen. Wer nicht gehen kann, harrt aus. Ein Beispiel
ist die Stromversorgung: Wir leben seit Jahren mit
täglichen Stromunterbrüchen von inzwischen bis zu 18
Stunden. In Europa hätten die Menschen längst lauthals
protestiert. Hier passt man sich an die neue Situation an.
Man macht Feuer, um zu heizen, zündet Kerzen an,
schaltet die Kühlschränke aus und kauft stattdessen jeden
Tag nur noch das Nötigste ein.

In unserer Klinik versuchen wir mit unseren
beschränkten Möglichkeiten die Menschen in diesem
täglichen Kampf zu unterstützen: mit medizinischer
Versorgung, mit Nahrungsmittelhilfe, mit Ausbildungs-
programmen, mit Maisanbauprojekten. Damit jene, die
ausharren müssen, hier in ihrer Heimat eine Zukunft
sehen und nicht ebenfalls versuchen auszuwandern. Diese
Hilfe vor Ort ist anspruchsvoll, weil wir unsere hohen
Anforderungen an Effizienz, Transparenz und Qualität
unter Bedingungen umsetzen müssen, die weit entfernt
sind von denjenigen in der Schweiz. Dennoch bin ich
davon überzeugt, dass sich der Aufwand langfristig lohnt.
Nur wer Perspektiven hat, bleibt. Niemand kehrt seiner
Heimat freiwillig den Rücken, um eine Reise ins
Ungewisse und Fremde anzutreten.

Den Menschen aus Syrien, Eritrea, Afghanistan oder
dem Irak, die keine Perspektive mehr sehen und sich auf
den Weg machen, wünsche ich, dass sich die Mühsal und
das Risiko eines Tages auszahlen werden. Vielleicht
finden sie in Europa eine neue Heimat. Oder aber sie
können in ein paar Jahren in ihr Heimatland zurück-
kehren und dort endlich ein sicheres Leben führen.

Ruedi Lüthy lebt seit 12 Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbab-
wes, wo er eine Klinik für mittellose HIV-Patienten aufgebaut hat.

Roger de Weck muss sparen

Gewitterwolken über der SRG

Im Juni kam die SRG noch mit einem blauen
Auge davon. Die Schweizer Stimmberechtig-
ten winkten eine allgemeine Haushaltabgabe
für die nationale Rundfunkgesellschaft mit
hauchdünnem Mehr durch. In den deutsch-
sprachigen Kantonen war die Vorlage mehr-
heitlich frostig abgelehnt worden. Nur dank
den Westschweizer «SRG-Patrioten» über-
wand die allgemeine Radio- und Fernseh-
abgabe mit dem Gesamtskore von 50,1 Pro-
zent die direktdemokratische Hürde.

Doch die SRG kommt nicht zur Ruhe. Im
Gegenteil: Der am Dienstag angekündigte
Abbau von voraussichtlich 250 Stellen ist alles
andere als ein Pappenstiel. Generaldirektor
Roger de Weck annoncierte, dass das Spar-
programm sämtliche Sprachregionen und
Unternehmenseinheiten – bis hin zum räto-
romanischen Fernsehen und zum Internet-
angebot – tangieren werde.

Die Sparrunde sei allein finanziellen
Zwängen geschuldet, begründet die SRG ihre
einschneidende Massnahme. Zum einen wird
auf den Bundesgerichtsentscheid vom April
verwiesen, gemäss dem die Inkassogesell-
schaft Billag die Gebühren nicht mehr mit
einer Mehrwertsteuer belegen kann. Zum
anderen profitieren seit der Volksabstim-
mung die regionalen TV-Sender von höheren
Gebühreneinnahmen. Das mindert die Ein-
nahmen der SRG um 5 Millionen Franken.
Hinzu kommen 35 Millionen, die aus dem er-
wähnten Urteil resultieren. Angesichts dieses
Lochs in der Kasse sei das Bremsmanöver un-
ausweichlich geworden.

Inwieweit auch das Programmangebot der
SRG verschlankt werden muss, wird sich wei-
sen. Faktum ist jedenfalls, dass Generaldirek-
tor Roger deWeck den Service-public-Gürtel
enger schnallt, bevor die im Abstimmungs-
kampf zurRTVG-Revision vielstimmig gefor-
derte Service-public-Debatte richtig begon-
nen hat. Damals hatten die Verantwortlichen
der SRG und ihre politischen Sekundanten
einen weiten Bogen um die Frage gemacht,
wie das programmliche Angebot des gebüh-
renfinanzierten Rundfunks allenfalls zu do-

sieren sei. Unmittelbar nach ihrem RTVG-
Zittersieg räumte Medienministerin Doris
Leuthard kleinlaut ein, selbstverständlich
dürfe man den gesetzlich festgelegten Leis-
tungsauftrag der SRG hinterfragen. Anstoss
für die politische Debatte soll ein Grund-
lagenbericht zum Service public sein, den das
Departement Leuthard 2016 vorlegen will.

Mit seinem Sparentscheid greift SRG-
Generaldirektor deWeck dieser notwendigen
Debatte jetzt vor. Es ist offenkundig, dass an-
gesichts der Gewitterfronten, die sich über
der gesamten Medienbranche auftürmen, die
SRG nicht länger unter Heimatschutz gestellt
werden kann. IhrManagement wird sich offe-
ner als bisher dem politischen Diskurs stellen
müssen. Die SRG wird programmlich ver-
mehrt auf Notwendiges setzen und sich von
Wünschbarem verabschieden müssen. Das
heisst mitnichten, dass die SRG ihrer födera-
len Klammerfunktion verlustig geht.

Roger de Weck ist zugutezuhalten, dass er
unter finanziellem Druck unternehmerische
Verantwortung übernimmt. Wenn er aller-
dings gleichzeitig behauptet, die SRG stehe
nicht unter politischemDruck, so verkennt er
die Realität.


